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Niedersächsischer Landtagsbeschluss zu Berufsverboten
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Dieser wegweisende Beschluss geht
zurück auf die lnitiative der Linken

und Aktivitäten der Niedersächsi-
schen lnitiative gegen Eerufsverbo-
te seit 2012. Mit Radiosendungen
im hannoverschen Radio Flora, mit
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit hat

sie die ,,vergessene" Thematik der
Berufsverbote wieder ins Licht der
Öffentlichkeit gerückt. lm Ergebnis

wurden zum Beispiel in lokalen Gre-
rnien angenommen
r ein Antrag zur Aufhebung der Be-

rufsverbote und Rehabilitierung Be-

troffener im hannoverschen Stadt-
teilbezirksrat Linden-Limmer (21.
März 20721;
I ein Antrag im Rat der Stadt Han-
nover, in dem der Niedersächsische
Landtag aufgefordert wird, eine
Kommission zur Aufarbeitung der
Berufsverbote und zur Erarbeitung
von Möglichkeiten der Rehabilitie-
rung einzurichten (20. Juli 2012).
Eine Neubefassung des Berufsver-
boteantrags im Landtag erfolgte im
Januar 20L4 nach dem Regierungs-
wechsel zu Rot/Grün. Der Debatte
dazu folgte die Überweisung an den
lnnenausschuss. Dieser beraumte
für 0ktober 2014 eine Anhörung
zum Thema an.
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Diese Anhörung vor dem lnnenaus-

schuss fand am 9. Oktober 2014
wegen des großen öffentlichen ln-
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Damit soll ein ,,unrühmliches Kapitel
in der Geschichte Niedersachsens"
aufgearbeitet und korrigiert werden.
lm Antragstext heißt es unter ande-
rem,
. dass politisch motivierte Berufsver-
bote, Bespitzelungen und Verdächti-
gungen nie wieder lnstrumente des
demokratischen Rechtsstaates sein
dürfen,
. dass die Umsetzung des soge-
nannten Radikalenerlasses ein un-
rühmliches Kapitel in der Geschichte
Niedersachsens darstellt und das
Geschehene ausdrücklich bedauert
wird,
. dass die von niedersächsischen
Maßnahmen betroffenen Personen
durch Gesinnungsanhörungen. Be-
rufsverbote, langwierige Gerichts-
verfahren, Diskriminierungen oder
auch Arbeitslosigkeit vielfältiges
Leid erleben mussten,
. dass er den Betroffenen Respekt

und Anerkennung ausspricht und
sich darüber hinaus bei denen be-
dankt, die sich zum Beispiel in lni-
tiativen gegen Radikalenerlass und
Berufsverbote mit großem Engage-

ment für demokratische Prinzipien
eingesetzt haben.
Weitere Forderungen sind die Ein-

richtung einer Kommission aus Mit-
gliedern des Landtags, Betroffenen,
Vertreter*innen von Gewerkschaf-
ten und Initiativen zur Aufarbeitung
der Schicksale und politischen und
gesellschaftlichen Rehabilitierung,
die politische und gesellschaftliche

Aufarbeitung, eine wissenschaftli-
che Begleitung, die öffentliche Dar-

stellung der Kommissionsergebnisse
und die Verwendung der Ergebnisse

im Rahmen der politischen Bildung
in Niedersachsen.
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teresses im Plenarsaal des Landtags
statt, Zuvor gab es am Denkmal der
,,Göttinger Sieben" eine Kundge-
bung. ln Anwesenheit einer Vielzahl
n i edersächs i sch er Be rufsve rbots-
Betroffener befürworteten dort die
Landtagsabgeordneten Michael
Höntsch (5PD) und Meta Janssen-

Kucz (Grüne) und Rüdiger Heitefaut
(DGB/CEW) den irn Landtag vorlie-
genden Antrag.
Geladen waren DGB und GEW, die
Berufsverbote-lnitiative und der
Niedersächsische Beamtenbund.
Auch drei Professoren aus dem äu-
ßersten rechten Spektrum, Chef-
ideoiogen und Stichwortgeber des

,!erfassungsschutzes", sollten auf
Wunsch der CDU gehört werden. Die
Professoren Backes und Jesse sowie
der Vertreter des Niedersächsischen
Beamtenbundes blieben ohne Ent-

schuldigung der Anhörung fern. Prof.
lsensee hatte bereits vorher abge-
sagt (s. Kasten).
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Ein bemerkenswertes Positionspa-
pier ist die ,,Stellungnahme des DGB

und der Mitgliedsgewerkschaften"
des DGB-Bezirks Niedersachsen-
Sachsen-Anhalt-Bremen, das bei der
Anhörung von Lea Arnold und Rüdi-
ger Heitefaut vorgetragen wurde.
Es enthält Forderungen zur mate-
riellen Entschädigung von Berufs-
verbot-Betroffenen:,,Basierend auf
der Beendigung der Berufsverbote-
praxis durch die 1990 neu gewähl-
te rot-grüne Landesregierung wäre
es nun an der Zeit, dass die jetzige

rot-grüne Landesregierung in einem
weiteren Schritt die Aufarbeitung
mit einer vollständigen Rehabilitie-
rung und einem Ausgleich für erlitte-
ne Benachteiligungen in materieller
und immaterieller Sicht weiter führt.
Der DGB erwartet daher Schritte,
um den Betroffenen Möglichkeiten
zu eröffnen insbesondere die Folgen
einer durch die Berufsverbotepraxis
lückenhaften Erwerbsbiografie aus-
zugleichen."
Als konkrete Maßnahmen werden im
Einzelnen gefordert:
. die Prüfung von Nachversiche-
rungsmöglichkeiten in der gesetzli-

chen Rentenversicherung und Nach-
versicherung durch das Land;
. ein finanzieller Ausgleich für
Rentner*innen, deren Renten un-
widerruflich beschieden sind, über
eine Fondslösung;
. die Anerkennung von Berufsver-

botszeiten als ruhegehaltsfähig für
Beamt*innen im Dienst;
. ein Nachteilsausgleich für Ruhe-

standsbeamt*innen über die Fonds-

lösung;
. änalog die Einbeziehung von Hin-
terbliebenen (Ehe- und Lebens-
partner*innen und Kindern) in die
Fondslösung;
. die Finanzierung des Entschädi-
gungsfonds durch das Land Nieder-
sachsen;
r ein Beirat aus Vertreter*innen von
Betroffenen, dem Land und der Ge-

werkschaften zur Bearbeitung und
Bewilligung von Anträgen und Fest-

setzung der Entschädigungssum-
men.
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Zwei Jahre nach der Anhörung im
lnnenausschuss wurde dann endlich
der Antrag zu den Berufsverboten
(Drs t7lt49t; 15. Dezember 2016)
im Niedersächsischen Landtag be-
schlossen. Eine Kommission unter
Leitung der ,,Niedersächsischen
Landesbeauftragten für die Aufar-
beitung der Schicksale im Zusam-
menhang mit dem sogenannten
Radikalenerlass", Jutta Rübke, nahm
für ein Jahr die Arbeit auf. lm Janu-
ar 2018 wurde ihre Dokumentation

,,Berufsverbote in Niedersachsen
7972-1990" vorgelegt - ein wichtiger
Anfang mit beträchtlicher Ausstrah-
lung auch auf andere Bundesländer.
Dem Zeitrahmen und der einge-
schränkten wissenschaftlichen
Begleitung ist es geschuldet, dass

wesentliche Aspekte nicht aufgear-
beitet werden konnten.
So konnte nicht das ganze Spektrum
der Praxis der Berufsverbote in Nie-
dersachsen erfasst werden. Unklar
bleibt, wie der,,Radikalenerlass"
in den niedersächsischen Kommu-
nen, bei öffentlichen und privaten
Bildungsträgern und im Bereich der
Kirchen umgesetzt wurde.
Die Dokumentation benennt die
Folgen der Praxis der Berufsverbote
für das politische Klima in Nieder-
sachsen. Zu untersuchen, wie das
gesellschaftliche und politische En-
gagement einer ganzen Generation
beeinfl usst wurde, steht jedoch noch
aus.
Die staatlichen Organe stellten der
Kommission ihre Unterlagen zur
Verfügung, nicht jedoch der ,,Verfas-
sungsschutz". Das gesamte Ausmaß
der Gesinnungsschnüffelei war so

nicht auszuloten. Ebenso wenig wur-

den bisher die Ergebnisse im Rah-

men der politischen Bildung verwen-
det. Offen bleibt außerdem die Frage

der materiellen Entschädigung für
die Betroffenen, die im Landtagsan-
trag nicht enthalten ist. Hier besteht
für den Niedersachsischen Landtag
noch Handlungsbedarf.

Cornelia Booß-Ziegling
und Matthias Wietzer

für die Niedersächsische
I n itiative gegen Berufsverbote

Prof. lsensee an den Präsidenten des

Niedersächsischen Landtags:

,,.... geht es erkennbar darum, dem Links'

et<tremismus der Siebziger und Achtziger

Johre einen Persilschein auszustellen

und eine rechtsstoatliche Mörtyrerkrone
aufzusetzen, den Rentnern der APO eine

sptite 5enugtuung zu bereiten, ols Ne-

beneJfekt frühere Landesregierungen zu

denunzieren, dolS sie gegen die Verfos-

sung verstotlen höüen. Die Antrogsteller

bedienen sich des rechtsfremden und
rechtsverbiegenden Agitprop-Schlag-

wortes vom ,,Eerufsverbot" - ein Zeichen

dafün doß sie gor nicht darouf ausgehen,

die Praxis juristisch zu onolysieren und in

eine sochliche Diskussion der damaligen
wie der heutigen Rechtslage einzutreten.
... Vollends erinnert der Text nicht on dos

grundgesetzliche Leitbild einer obwehr'
bereiten Demokrotie. ... Der Antrog ist

indiskutabel."
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